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Berlin Forum -Sitzung am 25. November 2025  
Ergebnispapier  

Zusammenleben in Berlin – Wie wirksam ist zivilgesellschaftliche Beteiligung?  
- Von der Beteiligung zur Mitverantwortung - 
 
Eine lebendige Demokratie lebt von der Beteiligung aller Menschen. Sie  haben 
das Bedürfnis  und das Rec ht, mitzuentscheiden, mitzuwirken, ihre Lebensorte 
mitzugestalten – im Kiez, im Bezirk, in der Stadt, in politischen Prozessen.  

Das zeigt sich sowohl in der großen Beteiligung an den verschiedenen 
Volksbegehren in den vergangenen Jahren als auch in zahlreichen 
zivilgesellschaftlichen Initiativen, die das Zusammenleben in der Stadt 

gestalten, und im täglichen Engagement der Menschen .  
In Berlin ist mittlerw eile eine vielfältige Beteiligungslandschaft entstanden. 
Beteiligung stärkt das demokratische Miteinander und den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. Sie verdient daher einen hohen politischen Stellenwert.  
 
Dieser politische Stellenwert ist umso wichtiger, als  sich in unserer 
repräsentativen parlamentarischen Demokratie eine Vertrauenslücke zwischen 
Repräsentierten – der Bevölkerung – und den politischen Repräsentanten in 
Parlamenten und Regierungen aufgetan hat. Das gilt auch für unsere 
Parteiendemokratie. Deshalb darf Misstrauen und Frustration nicht da 
entstehen, wo Menschen Dinge bewegen wollen und können. Wie muss 
Beteiligung also  gestaltet sein, damit es sich wirklich um Beteiligung handelt? 

Wie kann Beteiligung wirksam sein?  
 

Beteiligung sollte im Kern ein  Bottom -Up-Prozess sein  
Beteiligung darf nicht in erster Linie Top -Down gedacht werden, so dass Politik 
und Verwaltung nur feste Beteiligungsformate „vorgeben“, um die 
Stadtgesellschaft einzubeziehen. Ein solcher Top -Down -Ansatz kann  echte 

Beteiligung und Mitwirkung durch punktuelle Beratungen und Befragungen 
ergänzen, verkennt aber  Beteiligung im Kern immer in erster Linie aus 
selbstorganisiertem, eigeninitiativem Engagement entsteh en muss . Bottom -Up 
verstandene Beteiligung bedeutet, dass Menschen auch selbst Themen setzen, 
Veran twortung übernehmen und Räume für Mitgestaltung schaffen, 
unabhängig davon, ob institutionelle Akteure diese vorsehen. Es ist Aufgabe 
von Politik und Verwaltung, dieses Engagement, diese Themen in Inhalte und 
Entscheidungen zu übersetzen.  
 

Beteiligung muss zu allen Entscheidungen möglich sowie ehrlich, transparent 
und nachvollziehbar sein  
Zu oft wird Beteiligung zu unverbindlich organisiert  – Beteiligungsformate 
werden „abgehakt“, ohne echte Wirkung auf Entscheidungen. In 
Beteiligungsprozessen müssen Ziele klar sein, es muss Transparenz über 
Prozess, Zeitrahmen und Entscheidungsspielräume geben, Rollenklarheit 



 

2 

bestehen und nachvollziehbar sein, wie Beiträge in Entscheidungen einfließen. 
Mitwirkung, Mitentscheidung und die Möglichkeit der Mitverantwortung sind 

zentral. Die Beteiligten sollten auch nach „Abschluss“ eines strukturierten 
Beteiligungsprozesses einbezogen  und vor allem informiert bleiben. Das ist eine 
Frage des De mokratieverständnisses insgesamt.  
 
Beteiligung muss wirksam sein  und allen offenstehen  
Nicht allen Menschen stehen alle Formate zur Beteiligung offen.  

Barrieren können strukturell sein, bspw. aufgrund des Alters. Sie können  
aber auch individuelle, lebensweltbezogene  und kulturelle  Gründe haben:  
Die Adressat*innen werden von der Ansprache nicht erreicht, das 

Beteiligungsformat fordert zu viele Kapazitäten, aber auch mangelndes 
Vertrauen oder Unsicherheit können Menschen davon abhalten, mitzuwirken 
oder mitwirken zu wollen. Beteiligungsformate müss en deshalb 
niedrigschwellig, barrierearm und  lebensnah sein – angepasst an die 
unterschiedlichen Bedürfnisse der Menschen in der  Stadt , insbesondere auch 
junger Menschen und des Bevölkerungsanteils mit Migrationsgeschichte.  
 
Beteiligung muss strukturell verankert werden  
Beteiligung muss in politischen Entscheidungsprozessen systematisch 
mitgedacht werden. Sie sollte ressortübergreifend gewollt und verankert sein 
und von Anfang an angeboten werden, da politische Entscheidungen fast 
immer mehrere Lebensbereiche betreffen. I nsofern sollte Beteiligung eine 

Querschnittsaufgabe über alle Ressorts hinweg sein. Das gilt in Berlin sowohl 
für die Senatsebene als auch für die Bezirksebenen. Beteiligung ist für Politik 

und Verwaltung in vielen Fällen großes Neuland. Gerade Kinder und 
Jugendliche werden oft nur in „jugendspezifischen“ Themen beteiligt – dabei 
wirken viele andere politische Entscheidungen auf ihr Leben.  
 

S chlussfolgerungen :  
 

1. Es ist dringend notwendig, in Berlin Bilanz zu ziehen: Welche 
Erfahrungen werden mit welchen Beteiligungsformaten gemacht?  
Was ist hilfreich, um bessere, d.h. sachgemäßere und bürgernähere 
politische Entscheidungen zu treffen? Was ist eher kontraproduktiv? 
Welche Beteiligungsformate in welchen Themenfeldern haben sich 
bewährt, welche haben sich als wenig hilfreich erwiesen?  
 

2. Eingefahrene Narrative zum Thema Beteiligung müssen überwunden 
werden. Weder ist Beteiligung an sich gut und mehr Beteiligung deshalb 
an sich besser, noch sind Verantwortungsträger *innen in Politik und 
Verwaltung prinzipiell skeptisch und ablehnend, Beteiligungsformate in 
Entscheidungsprozesse einzubeziehen. Das aktuelle Problem liegt 
vielmehr darin, dass zu wenig zwischen Konzeptionen, Modellen und 



 

3 

Formaten der Beteiligung differenziert wird. Jedes Themenfeld braucht 
spezifische Formen der Beteiligung. Beteiligungsprozesse bedürfen der 

intensiven Vorbereitung unter Einbeziehung aller Beteiligten.  
 

3. Politik und Verwaltung in Berlin sollten  von ihrem Selbstverständnis her  
Beteiligungsermögliche nde  sein. E ine hohe Verbindlichkeit und eine 
echte Wirksamkeit von Beteiligung muss erreicht werden. Dazu muss 
Beteiligung strukturell verankert und somit bei politischen 

Entscheidungsprozessen systematisch mitgedacht werden.  
Bei von Politik und Verwaltung initiierten Beteiligungsprozessen muss 
immer geprüft werden, ob es zum jeweiligen Thema / Anlass bereits 

„selbstorganisierte“ Beteiligung gibt, also beispiels weise Positionen 
oder Forderungen aus der Zivilgesellschaft. Diese müssen dann 
einbezogen werden.  
 

4.  Bei der strukturellen Verankerung müssen jeweils folgende Themen 
geklärt werden:  
- Welche Formate passen zu welchen politischen Entscheidungs -
prozessen?  
- Welche Erwartungen können erfüllt werden?  
- Wie kann der zunehmende Missbrauch von Beteiligungsformaten 
(destruktive Beiträge, Verunglimpfung von Verantwortlichen, 
populistische Funktionalisierung …) verhindert werden?  

 
5. Zukünftig sollten das Abgeordnetenhaus von Berlin sowie die 

Bezirksverordnetenversammlungen in den Berliner Bezirken es sich als 
gewählte Vertreterinnen und Vertreter des Volkes zur Aufgabe machen, 
mindestens einmal im Jahr im Rahmen einer Anhörung Zwische nbilanz 
zur Beteiligung zu ziehen. Wo stehen wir? Welche Beteiligungsprozesse 

gibt es? Was läuft gut, was sollte besser werden?  Inwiefern müssen 
Rahmenbedingungen geschaffen bzw. gestärkt werden, die 
zivilgesellschaftliches Engagement fördern und unterstü tzen? Wie kann 
zivilgesellschaftliches Engagement – also bestehende Beteiligung – 
wirksamer in politische Prozesse eingebunden werden?  
 

6.  In Berlin sollte Beteiligung als Querschnittsaufgabe über alle Ressorts 
hinweg gesetzlich festgelegt werden. Das gilt sowohl für die 
Senatsebene als auch für die Bezirksebene. Für Politik und Verwaltung 

ist dies Neuland. Beteiligung muss erwünscht sein. Da für sind die 
internen Voraussetzungen (u.a. Personal, Finanzierung, Fortbildungen) 
sowie die externen Mitwirkungschancen (u.a. Räume, Kommunikation, 
digitale Formate) zu schaffen.  
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7. Das Modell der „Mitverantwortung“ der Stiftung Zukunft Berlin hat sich 
bewährt und kann modellhaft deutlich machen, wie wirksame 

Mitverantwortung strukturiert werden kann ( „Demokratie am 
Scheideweg. Von der Bürgerbeteiligung zur Mitverantwortung – ein 
Plädoyer für eine gemeinsame Entscheidungsvorbereitung“  (Link zum 
Dokument ).  
 
Das Modell basiert auf fünf Grundsätze n, die eine neue Kultur 

ermöglichen:  
A. Bürgerschaftliche Mitverantwortung ist ernsthaft gewollt.  
B. Es ist klar, worum es geht.  

C. Die Auswahl der Mitwirkenden ist begründet.  
D. Das Verfahren ist angemessen und transparent, seine 
Steuerung ist neutral.  
E. Die Bürgerinnen und Bürger bleiben nach Abschluss des 
Verfahrens beteiligt.  

https://berlinforum.berlin/wp-content/uploads/2025/11/Von-der-Beteiligung-zur-Mitverantwortung-19-01-31.pdf
https://berlinforum.berlin/wp-content/uploads/2025/11/Von-der-Beteiligung-zur-Mitverantwortung-19-01-31.pdf

